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Die Gemeinde ASCHAU AM INN 

Erläßt gemäß §§ 2,9.10 Bundesbaugesetz*BBauG 
vom 23.O6.i96O (Bundesgesetzblatt Teil I,Seite 
34l),Artikel 23 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern-GO-vom 25*01,1932 (Bereinigte 
Sammlung des Bayerischen Landesrechts Band I 
Seite 461),Artikel 107 Bayer,Bauordnung -Bay- 
B0- in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.08,69 (GVBI,S.263) und der Verordnung über 
die bauliche Nutzung der Grundstücke-Bau NVO- 
in der Fassung der Bekanntmachung v,26.11.1968 
(Bundesgesetzblatt Teile I Seite I238)ber.BGBl 
1969 IS. 11 der VO über Festsetzungen vom 22.06 
1961 (GVBI S«l6l)diesen Bebauungsplan als 

n st raße 

für plan!iche Hinweise 

bestehende Grundstücksgrenzen das Bauland ist als reines Wohngebiet nach 
§ 9 ausgewiesen 

die Traufhöhe wird bei eingeschossiger Bau¬ 
weise mit 3»40 m und bei zweigeschossiger 
Bauweise mit 6,20 m vorgegeben 

die Dachneigung sollte zwischen 16 - 26° 
liegen 

bei Flachdächern ist mit Innenentwässerung 
zu arbeiten (nicht bei Garagen) 

Satteldächer können einen Dachüberstand- 
traufseitig max.1,00 m,0rtgang max.1,00 m 
aufweisen 

Dachgauben sind nicht zulässigjkleine Gie¬ 
bel, die senkrecht auf den Hauptbau zulaufen 
können gestattet werden 

die Farbe der Eindeckung ist mit dunkelrot 
bis dunkelbraun einzuhalten,die Flachdächer 
sind als Kiesprefldächer mit ortsüblichen 
Riesel einzudecken 

der Sockel darf nicht höher als max.0,30 m 
über Erdoberkante liegen. 

Mindestgröße der Grundstücke bei Kettenhäu- 
sem 300 ni 
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D) Verfahrenshinweise für die Änderungen ' 

1. Der Gemeinderat Aschau a. Inn hat am 13.11.1979 

die Änderung des Bebauungsplanes Wirtsberg/Bräu¬ 

berg l.d.F.v. 07.04.1972, ergänzt am 24.09.1974, 

gern. § 2 Abs. 1 Bundesbaugesetz beschlossen. Der 

Änderungsbeschluß wurde in der Zeit vcm 21.11. - 

05.12.1979 ortsüblich bekanntgemacht. 

V Aschau a. L,, . 

mit zu erhaltenden 
Baumbestand \ 

'n Straße 

§ 2a Abs. 2-5 wurde 

■. 13.11.1979 nicht mehr 

Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung 

wurden gern. § 2 a Abs. 6 Bundesbaugesetz in der 

Zeit vorn 30.11.1979 bis einschl. 02.01.1980 im Rat 

haus, Zimmer 1, öffentlich ausgelegt. 

Aschau a. Inni j .... PA; QA: AA lQ. 
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Allgemeine Bepflanzungsauglago -für 200m 
einen bodenständigen Baum- 

die unter § 3 der Bau NVO gestatteten Aus¬ 
nahmen (Laden u.nichtstörende Handwerksbe¬ 
triebe) haben eine lichte Raumhöhe in den 
Gewerberäumen von 3»Om,Geschoßhöhe ent¬ 
sprechend 

Garagen sind mit Pult-oder Flachdach aus- 
zufÖhren.Es sollte bei der Planung darauf 
geachtet werden,Garage in das Wohngebäude 
zu integrieren 

Garagen u.Stellplätze sind so anzuordnen, 
daß keine größeren Abgrabungen u.Stützmau¬ 
ern erforderlich werden.Ist dies nicht durch 
führbar,muß durch dichte Bepflanzung eine 
Einbindung in die Landschaft erfolgen. 

Die Bauvorlagezeichnungen sind mit tnind.2 
Geländeschnitten in die die Situation des 
Gebäudes eingetragen ist,zu versehen 

Rambold, Landrat 
Planerläu 

reines Wohngebiet nach § 
3 der Bau NVO 

Grundflächenzahl nach § 
19 der Bau NVO 

Geschoßflächenzahl nach 
§ 20 der Bau NVO 

Nebenanlagen nach Abs.1 
sind an den bezeichnet« 
Stellen anzuordnen 

Aschau. a. Ir 

ung für die planlichen Fest 
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27.6.1973 
/ 11/3-610/2 Nr. 

(Az. und Nr. bitte im Antwortschreiben angeben) 

826 Mühldorf a. Inn, 

Töginger Straße 18 

Fernruf Nr. 7651 

Landratsamt Mühldorf a. Inn 

An die 

Gemeinde Aschau 

8261 Aschau 

Postanschrift: Landratsamt Mühldorf a. Inn 

Postfach 409 

Amtstage: Montag mit Freitag von 8-12 Uhr 

Konten: Kreisspartcasse Mühldorf Nr. 224 

Postscheckamt München Nr. 18810 

Vollzug des Bundesbaugesetzes; 

Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes 

'* Wirtsberg - Bräuberg " der Gemeinde Aschau 

Die vereinfachte Änderung des vorgenannten Bebauungs¬ 

planes ist ordnungsgemäß durchgeführt worden und rechtsauf— 

sichtlich nicht zu beanstanden. 

i. 
Werner 

Reg.Rat 
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/ Az. 11/3-61-610/2.Nr. 

'Az. und Nr. bitte im Antwortschreiben angebenl 

Landratsamt Mühldorf a. Inn 

30.3.1973 826 Mühldorf a. Inn, 

Töginger Straße 18 

Fernruf Nr. 7651 

Postanschrift: Landratsamt Möhidorf a. Inn 

Postfach 409 

Amtstage: Montag mit Freitag von 8 — 12 Uhr 

r Konten: Kreissparkasse Mühldorf Nr. 224 

Postscheckamt München Nr. 18810 

Vollzug des Bundesbaugesetzes; 
Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Wirtsber-Brauberg der 
Gemeinde Aschau vom 3.4.1972 

Anlagen: 1 Bebauungsplan vom 3.4.72 
1 Begründung vom 3.4.72 

Die vereinfachte Änderung zu obenbezeichneten Bebauungsplan ist 
ordnungsgemäß durchgeführt worden und nach Berücksichtigung fol¬ 
gender Punkte rechtsaufsichtlich nicht zu beanstanden. 

1. Die Festsetzungen für die verschiedenen Bereiche der Grund- und 
Geschossflächenzahl bei der Buchen- Ahornstrasse sind einzutragen 
(siehe Bleistifteintragungen). 

Das Zeichen für Grund- und Geschossflächenzahi ist bei der Zeichen¬ 
erklärung für die planerischen Festsetzungen aufzunehmen. 

Der östliche Weg zum Wald (Lärchenstraße) darf 2,0m nicht überschreiten 
er ist als Fußweg auszubilden und ist für Kraftfahrzeuge zu sperren. 

Es wird gebeten, dem Landratsamt nach Ergänzung des Bebauungsplanes 
eine Ausfertigung desselben vorzulegen. 

Werner 
Reg.Rat. 
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/ Gemeinde Aschau a. Inn 
Landkreis Mühldorf a. Inn 

A1 • , 61o 
Aktenzeichen: . 
(Bei Zuschrift bitte angeben! 

8261 Gemeinde Aschau u lun 1 

8261 Aschau a. Inn, 25. Mai 1981 

Telefon: (0 86 38) 34 36 

Nebenstelle 

Zimmer Nr.: 

Sachbearbeiter. 

Konten: 

Sparkasse Aschau 290 049 (BLZ 71 1 810 201 
Raiffeisenbank Aschau 1056 (BLZ 701 693 16) 
Postscheckamt München 656 65-802 (BLZ 700 100 80! 

J 
Ln^-d rat samt 

l\-'i.idorf o. sr;n 

Bekanntmachung 

über die Genehmigung der Bebauungsplan- 

Hinderung ' 'Wirtsberg/Bräuberg" 

Eer Gemeinderat Aschau a. Inn hat am o5.o2.198o für das oben bezeichnete 

Gebiet die Änderung des Bebauungsplanes in der Fassung vom o3.11.1978 als 

Sa tzung beschlossen. 

Diese Änderung des Bebauungsplanes ist vom Landratsamt Mühldorf a. Inn mit 

Bescheid von o9.o6.198o, Az. 61-61o/2 Sg. 4o/4 tg, gemäß § 11 BBauG i.V.m. 

§ 3 DelVBBauS/StBauFG ohne Auflagen genehmigt worden. 

Die Änderung des Bebauungsplanes vom o3.11.1978 mit Begründung van 

21.11.1979 liegt ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus, Zim¬ 

mer 1, während der allgerTeinen Dienststunden öffentlich aus und kann dort, 

eingesehen werden. 

Gemäß § 12 BBaüS wird die Änderung des Bebauungsplanes mit der Bekanntma¬ 

chung rechtsverbindlich. 

Hinweis: 

a) qgnäß § 44 BBauG 

Sind durch den Bebauungsplan die in den §§ 39 j., 4o und 42 bis 44 BBauG 

bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten, kann der Entschädigungsbe¬ 

rechtigte Entschädigung verlangen. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs 

- 2 - 
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dadurch herbeifuhren, daß er die Leistung der Entschädigung schriftlich 

bei den Entscheid1gungspf 1 icht iqen beantragt. 

Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 

nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Jn den §5 39 j 4o und 42 bis 

44 BBauG bezeiebneten Verrnögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit 

des Anspruchs herbeigeführt wird. 

b) gemäß § 155 a BBauG 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder FonworSchriften des Bundesbaugesetzes 

beim Zustandekaniron dieses Bebauungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht 

schriftlich unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres nach 

Veröffentlichung dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde geltend ge¬ 

macht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmi¬ 

gung oder die Veröffentlichung des Bebauungsplanes verletzt worden sind. 

Gemeinde Xsgbau a. Inn 

S i m m e 1 
1.Bürgerneister 

Ortsüblich bekanntgenacht 

durch Anschlag an den Amts- 

tafeln 

angeheftet am: 25.o5.1981 

atgenarmen am: 3o.o6.1981 
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61-61o/2 Sg.4o/4tg 

Entwurf 
* 

1 ’ Gegen Aushändigungsnachweis 

An die 

Gemeinde 

8261 Aschau a. Inn 

H.Kozel 467 256 

Bauleitplanung; 
Bebauungsplan "Wirtsberg-Bräuberg-Änderung" der 
Gemeinde Aschau a. Inn 

Anlage: 1 Bekanntmachung 
1 Akte der Gemeinde 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

Bescheid : 

Der mit Beschluß des Gemeinderates Aschau a. Inn am 

5. 2. 198o als Satzung beschlossene Bebauungsplan 

"Wirtsberg - Bräuberg - Änderung" wird gemäß § 11 

BBauG i.V.m. § 3 DelVBBauG/StBauFG genehmigt. 

9.6.198o 
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Gründe: 

Nach § 11 Satz 1 BBauG i.V.m. § 3 DelVBBauG /StBauFG bedarf 

der vorliegende Bebauungsplan der Genehmigung des Landrats¬ 

amtes Mühldorf a. Inn als der hierfür örtlich und sachlich 

zuständigen Behörde. Die Genehmigung war zu erteilen, da das 

Aufstellungsverfahren für den Bebauungsplan ordnungsgemäß 

durchgeführt wurde und der BEbauungsplan den Bestimmungen 

des Bundesbaugesetzes und den aufgrund des Bundesbaugesetzes 

erlassenen oder sonstigen Rahtsvorschriften nicht widerspricht 

( §§ 6 Abs. 2, 11 Satz 1 BBauG). 

Der Bebauungsplan ist mit seiner Begründung gemäß § 12 BBauG 

ortsüblich bekanntzumachen. Der wesentliche Inhalt des Ge¬ 

nehmigungsbescheides ist in die BEkanntmachung aufzunehmen. 

Die Gemeinde hat spätestens mit Wirksamwerden der BEkannt¬ 

machung den Bebauungsplan mit Begründung zu jöäermanns Ein¬ 

sicht bereitzuhalten und über ihren lihalt auf Verlangen Aus¬ 

kunft zu geben. In der Bekanntmachung ist anzugeben, bei 

welcher Stelle der Plan während der Dienststunden eingesehen 

werden kann (auf das Muster der BEkanntmachung wird besonders 

hingewiesen). 

Danach sind 3 Ausfertigungen des Planes (versehen mit dem 

Bekanntmachungsvermerk) mit einem Nachweis über die BEkannt¬ 

machung der Genehmigung dem Landratsamt zur Anbringung des 

Genehmigungsvermerkes nochmals vorzulegen. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid (diese Verfügung/Anordnung) kann binnen eines Monats nach seiner (ihrer) Bekanntgabe (Zustellung) Widerspruch erhoben werden. 
Fallt der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder Leistungsorte staatlich anerkannten allgemeinen Feiertag oder einen Sonnabend, 
so tritt nach § 193 BGB an die Stelle eines solchen Tages der nächste Werktag Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem unterfertigten 
Landratsamt Muhldorf a. Inn einzulegen. 

Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung von Oberbayern, Maximilianstr. 39, 8000 München 22 eingelegt wird. 

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht, Ludwigstr. 23, 8000 München 34, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 

Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Umstände des Falles 
eine kürzere Frist geboten ist. 

:reistoat Bayern oder die Behörde (Träger der Ausgangsbehörde)) und den Streitgegenstand bezeichnen und 
rur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 

Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Rambold 
Landra 

II.WV: 


